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1. Ergänzung zur Vorlage  

Beratungsfolge 
 

Sitzung 
 

Beschluss 
 

 Tag Ö N ange-
nom-
men 

abge-
lehnt 

geän-
dert 

pas-
siert 

Verwaltungsausschuss 08.07.2014   X     
Rat 15.07.2014 X      
 
Beteiligte Fachbereiche / 
Referate / Abteilungen 

Beteiligung  
des Referates 0140 

Anhörungsrecht 
des Stadtbezirksrats 

Vorlage erfolgt aufgrund Vor-
schlag/Anreg.d.StBzR 

0300 Rechtsreferat, 
Fachbereich 66 

     

                

   Ja X Nein   Ja X Nein   Ja X Nein 
                

 
 
Überschrift, Beschlussvorschlag 
 
Änderungssatzungen zu der Satzung über die Erhebung v on Gebühren und Kostener s-
tattungen für die Abwasserbeseitigung in der Stadt Braunschweig (Abgabensatzung für 
die Abwasserbeseitigung) für die Jahre 2005 bis 200 9 
 
 
 
Beschlussvorschlag unverändert  
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Begründung: 
 
In der Beratung der Vorlage, Drucksache 16940/14, im Finanz- und Personalausschuss ist  
aufgefallen, dass in der Anlage 4, Seite 1, die Aufzählung unter Textziffer 2 irrtümlich mit „g)“ 
beginnt und bis „l)“ fortgeführt wird. Richtig ist eine Aufzählung von „a)“ bis „f)“. 
 
Die richtig gefasst Seite 1 der Anlage 4 ist dieser Ergänzungsvorlage beigefügt. Ich bitte Sie, die 
Seite entsprechend auszutauschen. 
 
 
I. V. 
 
gez. 
 
Geiger 
 
Anlage 
 
 





 
 


Anlage 4 
Seite 1 


 
Zehnte Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung von Gebühren und 


Kostenerstattungen für die Abwasserbeseitigung in der Stadt Braunschweig 
(Abgabensatzung für die Abwasserbeseitigung) 


vom 15. Juli 2014 
 
 
Aufgrund der §§ 10 und 13 des Nds. Kommunalverfassungsgesetzes in der Fassung vom 17. Dezember 
2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 16. Dezember 2013 (Nds. 
GVBl. S. 307), der §§ 1, 2, 4, 5, 8 und 12 des Nds. Kommunalabgabengesetzes in der Fassung vom 23. 
Januar 2007 (Nds. GVBl. S. 41), zuletzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 18. Juli 2012 (Nds. 
GVBl. S. 279), des § 6 des Nds. Ausführungsgesetzes zum Abwasserabgabengesetz in der Fassung 
vom 24. März 1989 (Nds. GVBl. S.  69), zuletzt geändert durch Artikel 41 des Gesetzes vom 20. Novem-
ber 2001 (Nds. GVBl. S. 701) sowie der Vorschriften des Gesetzes zur Förderung der Kreislaufwirtschaft 
und Sicherung der umweltverträglichen Bewirtschaftung von Abfällen vom 24. Februar 2012 (BGBl. I 
S. 212), zuletzt geändert durch § 44 Abs. 4 des Gesetzes vom 22. Mai 2013 (BGBl. I S. 1324) hat der Rat 
der Stadt Braunschweig in seiner Sitzung am 15. Juli 2014 folgende Satzung beschlossen: 
 


Artikel I 
 
Die Satzung über die Erhebung von Gebühren und Kostenerstattungen für die Abwasserbeseitigung in 
der Stadt Braunschweig (Abgabensatzung für die Abwasserbeseitigung) vom 20. Dezember 2005 (Amts-
blatt für die Stadt Braunschweig Nr. 23, Seite 107, vom 23. Dezember 2005) in der Fassung der Neunten 
Änderungssatzung vom 12. November 2013 (Amtsblatt für die Stadt Braunschweig Nr. 16, vom 19. De-
zember 2013) wird wie folgt geändert: 
 
1. Das Inhaltsverzeichnis, Abschnitt III (Überschrift und § 10), wird wie folgt gefasst: 


 
„Abschnitt III 


Bestimmungen für Grundstücke mit abflusslosen Sammelgruben, Kleinkläranlagen und 
Leichtflüssigkeitsabscheideranlagen 


 
§ 10 Gebührenmaßstab für abflusslose Sammelgruben und  Kleinkläranlagen“ 


 
2. § 1 wird wie folgt gefasst: 


  
„Die Stadt erhebt im Sinne der §§ 4, 5 und 8 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes in der 
jeweils geltenden Fassung 


 
a) Benutzungsgebühren für die Inanspruchnahme der öffentlichen Abwasseranlagen, 


 
b) Benutzungsgebühren für die Entsorgung des Abwassers aus abflusslosen Sammelgruben,  
 
c) Benutzungsgebühren für die Entsorgung des Inhaltes aus Kleinkläranlagen, 


 
d) Benutzungsgebühren für die Entsorgung des Abscheiderinhaltes aus Leichtflüssigkeits-


abscheideranlagen, 
 
e) Kostenerstattungen für die Herstellung, Erneuerung, Veränderung und Beseitigung von Anschlusska-


nälen der öffentlichen Abwasseranlagen und 
 


f) Verwaltungsgebühren für die Probenahme, Untersuchung von Abwässern (Abwasseruntersuchungs-
gebühren) sowie für Kontrollen der Abwasseranlagen.“ 


 
3. § 4 Abs. 2 Buchstabe b) wird wie folgt gefasst: 


 
„darüber hinaus auch die von dem Grundstück dem Schmutz- oder Mischwasserkanal sonst wie zuge-
führte Wassermenge.“ 
 





